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Einleitung

Moderner Verfassungsschutz im Informationszeitalter

Diese Untersuchung befasst sich mit der Rolle der Verfassungsschutzämter als
Präventionsbehörden in der Sicherheitsarchitektur der Bundesrepublik Deutschland.
Nachdem zunächst zum Forschungsanlass ausgeführt wird (A.), werden in einem
nächsten Schritt der Untersuchungsgegenstand sowie die Forschungsfragen darge-
stellt (B.).

A. Forschungsanlass: Neue Herausforderungen für den
Verfassungsschutz in der Informationsgesellschaft

Die freiheitliche und demokratische Gesellschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land ist mittlerweile eine „Informationsgesellschaft“1 und als solche, aufgrund der
Allgegenwart von Nachrichten und weitgehend ungehinderten Informationsflüssen,
mit neuartigen Herausforderungen konfrontiert. Global vernetzte Gruppierungen
scheuen einerseits den geordneten politischen Diskurs – etwa in Parlamenten – und
nutzen andererseits intensiv die weite Öffentlichkeit des Internets. Während in der
Gründungsphase starke und offen undemokratische Bestrebungen2 die Stabilität der
jungen Demokratie bedrohten, stehen den gewachsenen demokratischen Strukturen
70 Jahre nach Inkrafttreten des Grundgesetzes weniger monolithische, vielmehr
oftmals diffuse Gruppierungen gegenüber, die in losen Netzwerken organisiert sind
oder sich als Einzeltäterinnen und Einzeltäter3 radikalisieren. Gut organisierte und
mitgliederstarke Parteien wie die KPD Anfang der 1950er Jahre hatten Teilhabe am
politischen Prozess und eine reale Möglichkeit, das Gesellschaftssystem der Bun-
desrepublik Deutschland zu verändern. Diesen Organisationen können terroristische
Einzeltäterinnen und Einzeltäter sowie Netzwerke als Bedrohung der Neuzeit ge-
genübergestellt werden, die sich auch über das Internet global austauschen und ra-

1 Eingehend dazu M. Thiel, Entgrenzung, 2011, S. 6 ff. Zur „Datafizierung“ der Gesell-
schaft, H. Hofmann, Pedictive Policing, 2020, S. 21 ff.

2 Etwa SRP (BVerfGE 2, 1) oder KPD (BVerfGE 5, 85). Zur „Rolle der KPD 1945–1949“,
W. Buschfort, Geheime Hüter der Verfassung, 2004, S. 31 ff.; zur SRP und ähnlichen Grup-
pierungen a. a.O., S. 128 ff.

3 In dieser Arbeit wird das generische Maskulinum und Femininum verwendet. Gemeint
sind aber alle Geschlechter.



dikalisieren. Den neuzeitlichen Bedrohungen fehlt allerdings die unmittelbare po-
litische Gestaltungsmacht einer im Bundestag vertretenen Partei.

Aber ohnehin droht der demokratischen Gesellschaft nicht nur von furchtein-
flößenden Terroranschlägen Gefahr, sondern auch durch die deutlich unterschwel-
ligere Bedrohung durch eine schleichende, stetige Verschiebung des gesellschaft-
lichen Grundkonsenses4 – die Demokratie droht nicht mehr durch eine Revolution
mit einem Schlag unterzugehen, sondern schleichend zu sterben.5 Diese neuen
Bedrohungen fordern eine Auseinandersetzung mit den verfassungsschützenden
Instrumenten der deutschen Rechtsordnung.

Im Zentrum des verfassungsschützenden Systems der Bundesrepublik Deutsch-
land stehen die Verfassungsschutzämter. Als „Informationsdienstleister für die
Demokratie“ nehmen die Ämter im „Informationszeitalter“ eine bedeutende Rolle
zur Erfüllung des staatlichen Verfassungsschutzauftrags ein.6 Eine klare Termino-
logie ist entscheidend für das Verständnis des Verfassungsschutzes in Deutschland;
terminologische Ungenauigkeiten und Mehrdeutigkeiten von Begriffen erschweren
den Zugang zu diesem Themenkomplex. Es gilt, den staatlichen Auftrag zum Ver-
fassungsschutz, der etwa inArt. 73Abs. 1Nr. 10 lit. b GG7 anklingt, sowohl von dem
institutionellen System zur Erfüllung dieses Auftrags („Verfassungsschutzarchi-
tektur“) als auch von den Verfassungsschutzämtern als Behörde in diesem Schutz-
system zu unterscheiden.

Was bedeutet aber „Verfassungsschutz“ in der Bundesrepublik Deutschland und
ist das System zum Schutz der Verfassung de lege lata noch zeitgemäß?

Die Tauglichkeit des Verfassungsschutzsystems steht in Zweifel. Fehler, die im
Zusammenhang mit der Verfolgung der Terrorgruppe „Nationalsozialistischer Un-
tergrund“, die „[z]wischen 1998 und 2011 […] zehn Morde, zwei Sprengstoffan-
schläge und 15 Raubüberfälle verübt“8 hat, begangen wurden, sind durch diverse
Untersuchungsausschüsse9 zu Tage gefördert worden und veranlassten die zustän-

4 Für den Rechtsstaat ist es essenziell, auch hochkontroverse Frage gewaltfrei im politi-
schen Diskurs zu klären. Zur Bedeutung der Reformation und des Augsburger Religionsfrie-
dens von 1555 für die gewaltfreie, diskursive Konfliktlösung, E. Schmidt-Aßmann, in: Isensee/
Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd. II, 3. Aufl. 2004, § 26 Rn. 11 m.w.N.

5 C. Schönberger, Machenschaften imMaschinenraum, F.A.Z., 28.2.2019, Nr. 50, S. 11 in
Besprechung von S. Levitsky/D. Ziblatt, How Democracies Die, 2018.

6 Der ehemalige Verfassungsschutzpräsident H. G. Maaßen sieht den Inlandsnachrich-
tendienst als „Dienstleister der Demokratie“, Interview mit VBOBMagazin Juli/August 2015,
S. 4 f.

7 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III,
Gliederungsnummer 100–1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Art. 1 u. 2
S. 2 des Gesetzes vom 29. September 2020 (BGBl. I, S. 2048) geändert worden ist.

8 Bericht des NSU-Untersuchungsausschusses (Bund), BT- Drs. 17/14600, S. 71.
9 Erster Untersuchungsausschuss des Bundestages, Einsetzungsantrag am 24.1.2012 (BT-

Drs. 17/8453); Zweiter Untersuchungsausschuss des Bundestages, Einsetzungsantrag am
14.10.2015 (BT-Drs. 18/6330); Untersuchungsausschuss des Landtages Thüringens, Fortset-
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digen Gesetzgeber zu Novellierungen der Verfassungsschutzgesetze.10 Nicht erst
diese Entwicklungen geben Anlass zu einer grundlegenden Untersuchung der
Stellung der Verfassungsschutzämter in der Sicherheitsarchitektur Deutschlands.11

Als Inlandsnachrichtendienst der Bundesrepublik Deutschland haben die Verfas-
sungsschutzämter einen entscheidenden Anteil am staatlichen Verfassungsschutz-
auftrag. Es ist daher umso problematischer, dass dem Recht der Nachrichtendienste
im Allgemeinen eine mangelhafte dogmatische Struktur und Durchdringung attes-
tiert wird.12

Noch zu Zeiten des Kalten Krieges geschaffen, müssen das Bundesamt und die
Landesämter für Verfassungsschutz heute mit veränderten Gegebenheiten umgehen.
Globalisierung, internationaler Terrorismus und technischer Fortschritt stellen den
Verfassungsschutz vor neue Herausforderungen.13 Angesichts dieser Bedrohungen
fordern Vertreter der Sicherheitsbehörden unablässig neue Befugnisse.14 Dem steht,
nach den Erfahrungen in der deutschen Geschichte mit nationalsozialistischer Ge-
heimer Staatspolizei und demMinisterium für Staatssicherheit der DDR, allgemeine
Skepsis entgegen. Die Abschaffung der Nachrichtendienste ist zu einer populären
Forderung geworden;15 die politische Entscheidung, die Verfassung auch mit

zungsantrag am 18.2.2015 (ThürLT-Drs. 6/232); Erster Untersuchungsausschuss des Land-
tages Sachsens, Einsetzungsantrag (SächsLT-Drs. 5/8497); Zweiter Untersuchungsausschuss
des Landtages Sachsens, Einsetzungsantrag (SächsLT-Drs. 6/1241); Untersuchungsausschuss
des Landtages Bayerns, Einsetzungsbeschluss am 4.7.2012 (BayLT-Drs. 16/13150); Unter-
suchungsausschuss des Landtages Nordrhein-Westfalens, Einsetzungsantrag am 28.10.2014
(NRWLT-Drs. 16/7148); Erster Untersuchungsausschuss des Landtages Baden-Württembergs,
Einsetzungsantrag am 4.11.2014 (BaWüLT-Drs. 15/6049), Antrag auf vorläufiges Ruhenlas-
sen der davor tätigen Enquetekomission am 5.11.2014 (BaWüLT-Drs. 15/6047); Zweiter
Untersuchungsausschuss des Landtages Baden-Württembergs, Einsetzungsantrag am 13.7.
2016 (BaWüLT-Drs. 16/311); Untersuchungsausschuss des Landtages Hessens, Einsetzungs-
antrag am 22.5.2014 (HessLT-Drs. 19/445); Untersuchungsausschuss des Landtages Bran-
denburgs, Einsetzungsantrag am 29.4.2016 (BBLT-Drs. 6/3993).

10 Siehe etwa die Änderung des BVerfSchG durch Art. 1 des Gesetzes vom 26.7.2016
(BGBl. I, S. 1818); Novellierung des BayVSG durch Gesetz vom 12.7. 2016 (BayGVBl.,
S. 145).

11 Siehe auch K. F. Gärditz, AöR 2019, 81, 85.
12 M. Löffelmann, Schriftliche Stellungnahme zur Anhörung vor dem bayerischen Landtag

am 21.3.2018, 90. Kl., 86. VF, Anlage 3, S. 8.
13 Erneut M. Thiel, Entgrenzung, 2011, S. 6 ff.
14 Z.B. H. G. Maaßen, welcher in einem Interview mit dem Deutschlandfunk vom 30.10.

2016 anmerkt, dass der Verfassungsschutz „aber auch andere Instrumente in [seinem] Werk-
zeugkasten [braucht], damit [er] in der Lage [ist], diesen Herausforderungen zu begegnen“ und,
dass „Sicherheit […] täglich erarbeitet werden [muss]“, was wiederum „auch vielleicht einen
kleinen Bewusstseinswandel, nämlich, dass die Nachrichtendienste auch Befugnisse brauchen,
um die Sicherheit in diesemLand aufrecht zu erhalten undweiterhin zu gewährleisten“ braucht.
Im Internet unter https://www.deutschlandfunk.de/verfassungsschutzpraesident-maassen-wir-le
ben-in-einem.868.de.html?dram:article_id=369975 (abgerufen: 30.11.2020).

15 So z.B. die Wahlprogramme der Parteien Die Linke, S. 90 f., im Internet unter http://
www.die-linke-berlin.de/fileadmin/download/2016/wahlprogramm.pdf (abgerufen: 30.11.
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